Hinweis:

Die aktuellen Muster sind nur als Orientierungs- und Formulierungshilfe zu verstehen. Sie können z.B. betriebliche Begebenheiten oder sonstige besondere Umstände des Einzelfalles nicht berücksichtigen. Sie sind daher nicht 1 : 1 auf Ihre Belange zugeschnitten.

Nicht Zutreffendes ist zu streichen.

Eine Haftung für den Inhalt der Muster kann mit Ausnahme von Fällen von grobem Verschulden oder Vorsatz nicht übernommen werden.

Es ist nicht auszuschließen, dass die abrufbaren Muster nicht mehr den zur Zeit gültigen Gesetzen oder der aktuellen Rechtsprechung genügen. Eine individuelle Rechtsberatung vor Verwendung der Muster wird dringend empfohlen.

____________________________________________________________________

Stand des Musters / Formulars: 12/2005

Die Handwerkerrechnung

und -vergütung 

   - insbesondere im Baugewerbe -

Die meisten Handwerker können sich gar nicht vorstellen, dass Rechtsprobleme und Streitfälle bei den Rechnungen entstehen können. Deshalb wird in nicht wenigen Fällen der Rechnung nicht die Aufmerksamkeit und Sorgfalt geschenkt, die notwendig sind. Ein Handwerker kann bei Abwicklung eines Werkvertrages all seinen Pflichten ordnungsgemäß und pünktlich nachgekommen sein. Wenn ihm aber lediglich bei der Rechnung ein Fehler unterläuft, so kann er trotzdem in einer gerichtlichen Auseinandersetzung Probleme bekommen.  

Zunächst kann die Frage gestellt werden, ob der Handwerker eine Rechnung ausstellen muss und somit eine rechtliche Verpflichtung dazu hat. Das gesetzliche Werk-vertragsrecht (§§ 631 ff BGB) gibt interessanterweise dazu keine klare Antwort. Nach einem führenden Kommentar zu § 271 BGB, Buchst. 2 d, ist die Rechnung keine Fälligkeitsvoraussetzung. Dies darf aber nicht zu dem Trugschluss verleiten, dass keine Rechnung ausgestellt zu werden braucht, denn es entspricht kaufmännischer Verkehrssitte, dass die Kunden gerade bei Bauleistungen durchaus Abrechnungen verlangen können. In vielen Fällen steht bei Vertragsabschluss noch gar nicht genau fest, wie hoch die gesamte Geldforderung des Handwerkers ist, insbesondere wenn der Vertrag aufgrund eines unverbindlichen Kostenanschlages gem. § 650 BGB zustande gekommen ist. Mit der Rechnung erfährt der Kunde in aller Regel erstmals, was er insgesamt bezahlen oder überweisen soll. 

Nach dem Gesetz zur Beschleunigung fälliger Zahlungen spricht nun auch das BGB ausdrücklich von einer Rechnung. Nach § 286 Abs. 3 BGB kommt der Kunde nach 30 Tagen nach Zugang der Rechnung in Verzug. Aus dieser Vorschrift kann man zumindest entnehmen, dass seit dem 01.05.2000 ein Kunde als Schuldner einer Geldforderung ohne Rechnung gar nicht in Verzug geraten kann. Auch schon deshalb kommt der Handwerker nicht umhin, nach Erbringung seiner Leistung und der Abnahme eine Rechnung auszustellen. 

Wie sieht es bei VOB-Verträgen aus?

Rechtsgrundlagen sind § 14 und § 15 Ziff. 4 VOB, Teil B. Die VOB hat hier mustergültig nicht nur klargelegt, dass jeweils Rechnungen zu erstellen sind, sondern darüber hinaus auch Regeln über den Inhalt und Erstellungsfristen normiert. 

Welche Regeln sind bei Rechnungen zu beachten?
1. Bei Bauhandwerksleistungen hat der Auftraggeber einen Anspruch auf Erhalt einer ordnungsgemäßen prüffähigen Rechnung. 

2. Die Rechnung muss gewissermaßen das Spiegelbild des Vertrages sein. 

Was hat man darunter zu verstehen? Bei Bauwerkverträgen gibt es in aller Regel 3 Preisgestaltungsmöglichkeiten:

a)
Pauschalpreisvertrag:


Hier wird bereits bei Vertragsabschluss der Endpreis festgelegt. Bei diesem Vertrag, der oftmals nicht nur kleine Risiken birgt, ist die Rechnung sehr einfach zu erstellen, z.B.:


"Aufgrund des Vertrages vom __________ über die erbrachte



 Leistung __________ wird der vereinbarte Pauschalpreis in



 Rechnung gestellt."


Der Auftraggeber hat hier keinen Rechtsanspruch auf eine detaillierte Rechnung. Sollten allerdings Zusatzaufträge erteilt werden, für die kein Pauschalpreis vereinbart wurde, sind diese zusätzlichen Leistungen detailliert abzurechnen. 

b)
Einheitspreis- und Stundenlohnvertrag:


Hier hat die Rechnung in aller Regel einen umfangreichen Inhalt. § 14 Ziff. 2 und 3 VOB/B sagt dazu folgendes aus:

1. Der Auftragnehmer hat seine Leistungen prüfbar abzurechnen. Er hat die Rechnungen übersichtlich aufzustellen, dabei die Reihenfolge der Posten einzuhalten und die in den Vertragsbestandteilen enthaltenen Bezeichnungen zu verwenden. Die zum Nachweis von Art und Umfang der Leistung erforderlichen Mengenberechnungen, Zeichnungen und andere Belege sind beizufügen. Änderungen und Ergänzungen des Vertrages sind in der Rechnung besonders kenntlich zu machen; sie sind auf Verlangen getrennt abzurechnen.

2. Die für die Abrechnung notwendigen Feststellungen sind dem Fortgang der Leistung entsprechend möglichst gemeinsam vorzunehmen. Die Abrechnungsbestimmungen in den Technischen Vertragsbedingungen und den anderen Vertragsunterlagen sind auch zu beachten. Für Leistungen, die bei Weiterführung der Arbeiten nur schwer feststellbar sind, hat der Auftragnehmer rechtzeitig gemeinsame Feststellungen zu beantragen. 

Zu Stundenlohnarbeiten führt § 15 Ziff. 1 Abs. 2 VOB/B folgendes aus:

Soweit für die Vergütung keine Vereinbarungen getroffen worden sind, gilt die ortsübliche Vergütung. Ist diese nicht zu ermitteln, so werden die Aufwendungen des Auftragnehmers für
"
Lohn- und Gehaltskosten der Baustelle, Lohn- und Gehaltsnebenkosten der Baustelle, Stoffkosten der Baustelle, Kosten der Einrichtungen, Geräte, Maschinen und -maschinellen Anlagen der Baustelle, Fracht-, Fuhr- und Ladekosten, Sozialkassenbeiträge und Sonderkosten",
die bei wirtschaftlicher Betriebsführung entstehen, mit angemessenen Zuschlägen für Gemeinkosten und Gewinn (einschließlich allgemeinem Unternehmerwagnis) zuzüglich Umsatzsteuer vergütet.
In jedem Fall sind präzise Aufstellungen über die Arbeitszeiten vorzunehmen. Bei Materialeinsatz durch den Auftragnehmer sind auch hierüber nachprüfbare Aufstellungen vorzunehmen. Hier sollten auch Dokumente (z.B. Lieferscheine usw.) beigefügt werden.


Was darf bei Stundenlohnverträgen berechnet werden?

a)
Arbeitszeiten:




Die Arbeitszeiten, die erbracht werden und für einen rationellen Baubetrieb notwendig sind, dürfen berechnet werden.
Empfehlung:

Der Auftragnehmer sollte sich vor Vertragsabschluss Gewissheit darüber verschaffen, welche konkreten Arbeiten anfallen und welches Material und Werkzeuge benötigt werden. Schon am Telefon sollten technische Details geklärt werden. Wenn der Handwerker z.B. Material oder Werkzeug vergisst und dieses nachträglich mit einem zusätzlichen Zeitaufwand besorgen muss, so muss der Auftraggeber diese Zeiten nicht vergüten.

Der Auftragnehmer darf sich bei der Ausführung der Arbeiten nicht beliebig Zeit lassen und bummeln. Vielmehr muss er zügig arbeiten und seinen Betrieb rationell und technisch störungsfrei organisieren. Der Auftragnehmer sollte nicht annehmen, dass  ihm  bei  einem  Stundenlohnauftrag (Regiearbeiten) der Auftraggeber einen Freibrief für Bummelei gegeben hat. Der Auftraggeber darf dem Auftragnehmer nicht "ausgeliefert" sein.

Wenn ein Auftragnehmer für eine bestimmte Arbeitsleistung 10 Stunden benötigt und verrechnet, aber der später eingeschaltete Sachverständige zum Ergebnis kommt, dass die Arbeit in maximal 5 Stunden hätte erbracht werden können, so wird es in einem späteren Rechtsstreit dem Auftragnehmer kaum gelingen, die Verrechnung von 10 Arbeitsstunden durchzusetzen.

Wenn eine Arbeitsleistung in maximal 2 Stunden von 1 Gesellen zu erbringen ist, darf der Auftragnehmer nicht 2 Gesellen mit jeweils 2 Arbeitsstunden verrechnen. Zulässig wäre hier sicherlich, wenn beide Gesellen, aber nur mit jeweils 1 Stunde in Ansatz gebracht werden. Es gilt aber auch, dass nur der Mitarbeiter verrechnet werden darf, der auch tatsächlich produktiv ist, d.h. arbeitet, also Arbeiten im Rahmen des geschlossenen Werkvertrages verrichtet.

Dürfen Lehrlingsstunden verrechnet werden?

Wenn der Lehrling produktiv mitarbeitet, darf er grundsätzlich auch verrechnet werden. Dennoch darf die Verrechnung nur dann erfolgen, wenn ohne den Lehrling z.B. ein Geselle die Arbeiten hätte erbringen müssen.

Wenn für eine bestimmte Leistung allenfalls eine einzige Gesellenstunde anfällt, darf auch höchstens nur eine Gesellenstunde in Ansatz kommen. Wenn der Geselle von einem Lehrling begleitet wurde, dieser sich aber erst im  1. Lehrjahr  befindet  und  deshalb  nur  zusieht, darf dieser Lehrling nicht verrechnet werden, denn der Lehrling hat dem Auftraggeber, wenn man so will, keinen Nutzen gebracht. 

Welche Empfehlungen gibt es für angemessene Stundenverrechnungssätze bei Lehrlingen?

Basis:  Lohn eines Gesellen im 1. Gesellenjahr

1. Ausbildungsjahr 45 %

2. Ausbildungsjahr 55 %

3. Ausbildungsjahr 65 %

4. Ausbildungsjahr 75 %


Wie sieht es mit angefangenen Stunden aus?

Mangels einer anderen Vereinbarung darf nur die Zeit verrechnet werden, die tatsächlich korrekt angefallen ist. Wenn nur 30 Minuten an Arbeitszeit anfallen, darf auch nur ½ Stunde angesetzt werden. Eine Aufrundung auf eine volle Stunde ist nicht korrekt. 

b)
Pausenzeiten:



Selbst der fleißigste Geselle braucht auch mal eine Pause, in der er den Hammer fallen lässt und sich ausruht. Nichts dagegen, aber diese Zeiten braucht der Auftraggeber nicht zu bezahlen. 

c)
Wegezeiten:



Da Bauarbeiten eigentlich nur beim Auftraggeber erbracht werden können, fallen fast immer auch Wegezeiten an. Diese Wegezeiten dürfen bei Stundenlohnverträgen grundsätzlich  auch  verrechnet  werden. Es  handelt sich um die Zeiten, die notwendig sind, um z.B. von der Werkstatt des Auftragnehmers zur Baustelle des Auftraggebers zu  gelangen. Allerdings  darf es  sich  nur um Wegezeiten handeln, die unbedingt notwendig sind. Wenn sich der Auftragnehmer auf den Weg zum Auftraggeber verfährt, muss dieser die deshalb entstandenen Mehrkosten nicht tragen. Es kann empfohlen werden, die Wegezeitvergütung schriftlich zu vereinbaren. 


Und noch ein wichtiger Punkt!


Wenn der Auftragnehmer auf einer Fahrtstrecke am selben Tag z.B. zwei Auftraggeber bedient, müssen die Fahrtzeiten entsprechend und in gerechter Weise aufgeteilt werden. Eine Doppel- oder gar Dreifachberechnung ist unzulässig, möglicherweise kann sie sogar die Neugierde des Staatsanwalts wecken.


Welche Höhe darf angesetzt werden?


Es ist nicht verboten, die Wegezeiten und die Arbeitszeit in gleicher Höhe zu verrechnen. Doch kann empfohlen werden, bei der Wegezeit z.B. nur 95 % der Arbeitszeitvergütung anzusetzen, weil der Auftragnehmer während der Fahrtzeit 


keine Gewährleistungsprobleme hat, d.h. der Geselle, der von der Baustelle zur Werkstatt fährt, kann zwar das Firmenfahrzeug zu Schrott fahren, aber er kann keine Mängel verursachen. 


Wann dürfen Wegezeitkosten nicht verlangt werden?


Wenn der Arbeitgeber dem Gesellen für die Fahrtzeiten keinen Lohn bezahlt, darf der Auftragnehmer dem Auftraggeber keine Wegezeitkosten in Rechnung stellen. 

d)
Fahrzeugkosten:

In einer motorisierten und mobilen Wirtschaft wird in aller Regel der Handwerker nicht mit dem Fahrrad oder zu Fuß, sondern mit dem Pkw oder Lkw kommen. Die Kosten dafür dürfen anteilmäßig dem Auftraggeber in Rechnung gestellt werden. Wenn bei einem Pkw Euro 0,50  und bei einem Klein - Lkw Euro 0,75 pro gefahrenen Kilometer angesetzt werden, ist dies durchaus vertretbar.


Pauschalen zu verrechnen, kann nicht empfohlen werden, vor allem dann, wenn sie höher liegen als die tatsächlichen Kosten. Falls allerdings eine Vereinbarung darüber vorliegt, dürfen sie zum Ansatz kommen.

e) Maschineneinsatz:

Ist der Einsatz z.B. eines Baggers, eines Krans oder einer Spezialkamera (Kanalisation) usw. notwendig, dürfen hierfür Kosten in Ansatz gebracht werden. 

Welche Erstellungsfristen für Rechnungen sieht die VOB vor?

Die Schlussrechnung muss bei Leistungen mit einer vertraglichen Ausführungsfrist von höchstens 3 Monaten, spätestens 12 Werktage nach Fertigstellung eingereicht werden. Diese Frist wird um je 6 Werktage für je weitere 3 Monate Ausführungsfrist verlängert. Davon dürfen abweichende Regelungen getroffen werden (§ 14 Ziff. 3 VOB/B). Diese Regelungen gelten sowohl für Einheits- als auch für Pauschalpreisverträge. 

Stundenlohnrechnungen sind alsbald nach Abschluss der Arbeiten, längstens jedoch in Abständen von 4 Wochen, einzureichen.

Nach dem neuen Umsatzsteuerrecht muss die Rechnung spätestens 6 Monate nach der Fertigstellung (Abnahme) der Arbeiten dem Auftraggeber zugehen. 

Zusatzleistungen:

Wenn Zusatzleistungen verlangt oder vereinbart werden, sollten (auch) diese schriftlich vereinbart werden, insbesondere auch die Preise. Der Klarheit und Übersichtlichkeit wegen sollten die Zusatzleistungen in einem eigenen Abschnitt in der Rechnung aufgeführt werden. Dabei kann folgende Gliederung hilfreich sein, die als Anlage 1 beigefügt ist.

Zahlungsfristen:

a) BGB


Gem. § 641 Abs.1 BGB ist bei Werkverträgen die Vergütung vom Auftraggeber unmittelbar nach der Abnahme zu entrichten. Erstaunlicherweise tritt die Fälligkeit sofort nach der Abnahme ein. Allerdings gerät der Auftraggeber erst nach 30 Tagen (spätestens) nach Zugang der Rechnung in Verzug. Der Auftragnehmer kann selbst eine Frist  - am besten kalendarisch bestimmt - setzen, die kürzer sein kann.

b) VOB/B

· Abschlagszahlungen (§ 16 Ziff. 1) sind spätestens nach 18 Werktagen fällig.
· Die Schlusszahlung (§ 16 Ziff. 3) setzt die Abnahme und die Schlussrechnung voraus. Sie ist spätestens innerhalb von 2 Monaten zu leisten. 
c)
Freie Vereinbarung


Wenn die VOB nicht vereinbart ist, können die Parteien beliebige Zahlungsfristen vereinbaren.

Was darf beim Fehlen der Preisvereinbarung verrechnet werden?

Dem Handwerker steht auch Geld zu, allerdings nicht in beliebiger Höhe. Gem. § 632 Abs. 2 BGB darf er die ortsübliche Vergütung in Rechnung stellen. Die Bemessung kann von den vereidigten und öffentlich bestellten Sachverständigen vorgenommen werden. 

Wichtige Bemerkungen:

1. Zugangsbeweis

Im Streitfalle muss der Auftragnehmer als Gläubiger beweisen, dass die Rechnung dem Auftraggeber zugegangen ist. 

Empfehlung:

Wenn Architekten eingeschaltet sind, senden die Bauhandwerker die Rechnungen fast ausschließlich nur an den Architekten. Es wird hier dringend empfohlen, dass auch der Auftraggeber eine Ausfertigung von jeder Rechnung erhält, denn nur der Auftraggeber, nicht der Architekt, muss die Rechnung bezahlen.


Handwerker beschweren sich oft, dass die Architekten z.B. bei VOB-Verträgen nicht innerhalb der 2-Monats-Frist die Rechnungen prüfen und die Auftraggeber deshalb nicht bezahlen. Dazu gibt es eine klare Feststellung. Wenn die Abnahme stattgefunden und der Auftraggeber eine ordnungsgemäße und prüfbare Rechnung erhalten hat, ist diese spätestens nach 2 Monaten fällig. Den Auftragnehmern kann es in diesen Fällen eigentlich gleich sein, ob der Architekt prüft oder nicht. 

2.
Zusatzvereinbarungen auf Rechnungen


In nicht wenigen Fällen enthalten Rechnungen Zusatzregelungen. Sind diese gültig? Grundsätzlich nein! Hier sollte man sich fragen, was denn eine Rechnung ist. Eine Rechnung ist, wenn man sie rechtlich beurteilt, eine einseitige Erklärung. Deshalb kann allein aufgrund einer Rechnung eine Zusatzvereinbarung nicht getroffen werden. Vereinbarungen kommen in aller Regel aufgrund von Verträgen zustande, und Verträge sind keine einseitigen Diktate, sondern setzen beiderseitige einvernehmliche Erklärungen voraus. Deshalb sind "Zusatzvereinbarungen" schon deshalb auf Rechnungen nicht wirksam, weil sie oftmals einseitige Erklärungen des Auftragnehmers sind, da der Wille und die Zustimmung des Vertragspartners fehlen.

Beispiele:

Nein
(
Es wird im Werkvertrag die VOB vereinbart. Der Auftragnehmer vermerkt auf der Schlussrechnung: Die Zahlungsfrist beträgt 4 Wochen. Diesen Vermerk muss der Auftraggeber nicht beachten, denn nach § 16 Abs. 3 VOB hat er für die Zahlung längstens 2 Monate Zeit, da es sich bei diesem Rechnungsvermerk um eine Verschlechterung gegenüber dem Vertrag handelt.

Ja
(
Im Vertrag ist ein Skonto nicht vorgesehen. Auf der Rechnung vermerkt der Auftragnehmer bei Zahlung innerhalb von 20 Werktagen 3 % Skonto. Diese Skontierung darf der Auftraggeber in Anspruch nehmen, weil sie gegenüber dem Vertrag eine Verbesserung für ihn darstellt.

Bei Handwerkern, die keine Bauleistungen erbringen, kann per Vertrag der Eigentumsvorbehalt vereinbart werden. Ein Eigentumsvorbehalt ist aber nicht wirksam, wenn er nur auf der Rechnung vermerkt ist. Der Eigentumsvorbehalt ist im Baugewerbe kraft gesetzlicher Regelung praktisch bedeutungslos.

Beispiel:

Ein Schreinermeister stellt einen Schrank her und übergibt ihn dem Kunden. Als dieser die Rechnung erhält, ist der Eigentumsvorbehalt vermerkt. Wenn der Kunde den Schrank nicht bezahlt, hat der Schreinermeister kein Eigentumsrecht mehr. Der Schreinermeister hat nicht das Recht, die Herausgabe des Schrankes zu verlangen, weil er das Eigentum dem Kunden bereits übertragen hat. 

Merke:
(
Der Vermerk  über  den  Eigentumsvorbehalt auf  der  Rechnung ist für 



den Auftraggeber bedeutungslos.

Die Mehrwertsteuer ist auf Rechnungen immer getrennt auszuweisen. Wenn der Handwerker einem Privatkunden einen Endpreis nennt, muss darin die Mehrwertsteuer enthalten sein, oder es muss klar und beweissicher feststehen, dass die Mehrwertsteuer noch dazugerechnet wird. 

3.
Die Rechnung und Verjährung


Selbst wenn der Handwerker pünktlich und einwandfrei gearbeitet hat, kann er eine für ihn sehr rechtliche nachteilige Erfahrung machen, und zwar dann, wenn die Verjährung seiner Zahlungsforderung eingetreten ist und der Kunde sich darauf beruft. 


Kann die Rechnung die Verjährung beeinflussen?


Dabei muss zwischen dem BGB und der VOB unterschieden werden:

BGB
(
Selbst wenn der Auftragnehmer keine Rechnung ausstellt, kann er den Eintritt der Verjährung nicht verhindern. Genauso ist die Rechtsfolge, wenn die Rechnung zwar dem Auftraggeber übersandt wurde, dieser aber nicht bezahlt und der Auftragnehmer keine geeigneten Schritte einleitet. Mahnungen reichen alleine nicht aus!

VOB
(
Hier ist die Rechtslage eine andere. Solange der Auftragnehmer keine Schlussrechnung erstellt hat, kann bei der Vergütung die Verjährung nicht  eintreten. Aber dies  sollte  den Auftragnehmer nicht veranlassen, 



sich mit der Schlussrechnung unendlich lange Zeit zu lassen. Demgegenüber kann sich der Auftraggeber, der endlich bezahlen will (solche Kunden soll es auch geben), gegenüber dem Auftragnehmer wie folgt zur Wehr setzen, und zwar mit der Ersatzvornahme. Gem. § 14 Ziff. 4 VOB hat der Auftraggeber dann das Recht, auf Kosten des Auftragnehmers die Schlussrechnung selbst  zu erstellen oder z.B. durch den Architekten erstellen zu lassen, wenn der Auftragnehmer trotz angemessener Fristsetzung die fällige Schlussrechnung nicht ausgefertigt hat. Auf die Erstellungsfristen der Rechnung bei VOB-Verträgen wird ausdrücklich nochmals hingewiesen (siehe Blatt 5).


Neuregelungen für Rechnungen bei der Umsatzsteuer 2004!

a) Nettorechnungen (ab 01.04.2004):
Wenn ein Bauhandwerker einen Bauwerkvertrag mit einem Auftraggeber geschlossen hat, der selbst Bauleistungen erbringt, ist diesem Auftraggeber nur eine Nettorechnung (ohne Umsatzsteuer) zu stellen. Dieser Auftraggeber ist dann für die Umsatzsteuer dieses Auftrages gegenüber dem Finanzamt Steuerschuldner.

Beispiel:
Eine Baufirma schließt mit einem Subunternehmer einen Bauwerkvertrag ab. Dieser Subunternehmer muss der Baufirma eine Nettorechnung ausstellen. 

b) Änderungen nach dem Gesetz zur Intensivierung der Bekämpfung der Schwarzarbeit und damit zusammenhängender Steuerhinterziehung (ab 01.08.2004):
· Rechnungen sind innerhalb von spätestens 6 Monaten nach der Fertigstellung / Abnahme zu stellen.

· Private Bauherren haben die Rechnungen 2 Jahre aufzubewahren. Die Auftragnehmer haben diesbezüglich eine Hinweispflicht auf den Rechnungen, z.B. „Wir weisen Sie darauf hin, diese Rechnung mindestens 2 Jahre aufzubewahren.“

Ein Rechnungsmuster ist als Anlage 2 beigefügt.

Stand: 12/2005

 Anlage 1

Gliederung zu Zusatzleistungen:

Vertrag vom:  
_____________________________________________________________________

Bauvorhaben: _____________________________________________________________________

                        
_____________________________________________________________________

Abschnitt A: Urauftrag

Hier werden alle Leistungen aufgeführt, die ursprünglich vereinbart wurden.

Pos.   1 – 10:
_____________________________________

Pos. 12 – 23:
_____________________________________

Pos. 27 – 35:

_____________________________________

Abschnitt B: Änderungen
1. Anordnungen des Auftraggebers durch Planänderungen gem. § 1 Ziff. 3 und § 2 Ziff. 5 VOB.

Pos. 11, Planänderung vom 06.07.2004:
_____________________________________

Pos. 25 u. 26, Planänderung vom 08.12.2004:
_____________________________________

2. Angeordnete Zusatzleistungen des Auftraggebers gem. § 1 Ziff. 4 i.V.m. §§ 2 VI VOB/B.

Zusatzpositionen lt. Nachtragsvereinbarung vom 12.01.2005:

Pos. 36:
_____________________________________


Pos. 37:
_____________________________________



Pos. 38:
_____________________________________


Pos. 39:
_____________________________________


3. Selbständige Zusatzleistungen

a) 2 Garagen lt. Vereinbarung vom 07.02.2005:
_____________________________________


b) 3 Carport:
_____________________________________

4.
Angehängte Stundenlohnarbeiten lt. Aufstellung vom         _____________________________

5.
Kündigung


Pos. 24 wurde am ________________ vom Auftraggeber gem. § 8 Ziff. 1 VOB gekündigt. 


Es wird eine Vergütung nach Abzug ersparter Aufwendungen in Höhe von _____________


in Rechnung gestellt. 

____________________________________________________________________________________

Das Muster hat den Stand 12/2005 und wurde nach bestem Wissen und unter Beachtung größtmöglicher Sorgfalt erstellt. Die Haftung wird jedoch entsprechend dem Haftungsausschluss auf dem Deckblatt zu diesem Muster ausgeschlossen.

Anlage 2


Rechnung

Frau / Herrn

_____________________

_____________________

_____________________

Rechnung Nr. . . . / Steuer Nr. . . .

über Kundendiensteinsatz vom 01.01.2004

Ihr Auftrag vom 31.12.2003

Material

1 Einhandmischer Marke  . . .
Euro    64,25

2 Dichtungen O-Ringe á Euro 0,12
Euro      0,24

1 Lötmaterial und Dichtungsmittel
Euro      0,50

Euro    64,99

Arbeitszeit

1 Kundendienstmonteurstunde
Euro    35,50

   Fahrtzeit (An- und Abfahrt) 0,5 Std.
Euro    17,75

1 Helferstunde (80 % des Monteurlohns)
Euro    28,40

   Fahrtzeit (An- und Abfahrt) 0,5 Std.
Euro    14,20

Feiertagszuschlag (100 %) 

auf Monteur, Helfer und Fahrtzeit
Euro    95,85 


Euro  160,84

Kfz-Kosten 0,50 Euro/ Km

An- und Abfahrt 20 Km
Euro    10,00


Euro  170,84

Zuzüglich 16 % MWSt.
Euro    27,33
Rechnungsbetrag
Euro 198,17

Zahlbar sofort nach Erhalt der Rechnung ohne Abzug von Skonto.

Hinweis bei privaten Bauherren: Wir weisen Sie darauf hin, diese Rechnung mindestens

2 Jahre aufzubewahren!

Wir danken für Ihren Auftrag.

____________________________

              Unterschrift    

____________________________________________________________________________

Das Muster hat den Stand 12/2005 und wurde nach bestem Wissen und unter Beachtung größtmöglicher Sorgfalt erstellt. Die Haftung wird jedoch entsprechend dem Haftungsausschluss auf dem Deckblatt zu diesem Muster ausgeschlossen.
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